
  
  

 
Eingangsstatement des Bayerischen Staatsmi-
nisters für Europaangelegenheiten und regio-
nale Beziehungen, Eberhard Sinner, anlässlich 
einer Vortragsveranstaltung mit dem Vizepräsi-
denten der Deutschen Bundesbank, Dr. Jürgen 
Stark, am 24.2.2005 in Brüssel zum Thema: 
 
„Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
– Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen“ 
 
 

– Anrede – 

 

Ich freue mich sehr, dass es uns gelungen ist, 

Herrn Bundesbank-Vizepräsidenten Dr. Jürgen 

Stark für die heutige Veranstaltung zum Thema 

„Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen“ zu ge-

winnen.  

 

Herr Dr. Stark ist einer der Väter des Stabilitäts- 

und Wachstumspaktes und hat ihn seinerzeit ge-

meinsam mit dem damaligen Bundesfinanzminister 

Dr. Theo Waigel initiiert und gegenüber unseren 

europäischen Partnern durchgesetzt.  

 

Ohne dem Redner vorgreifen zu wollen, möchte 

ich einige grundsätzliche Ausführungen zur aktuel-

len Diskussion um eine Reform des Stabilitäts- und 

Wachstumspaktes machen: 

 

Es gilt das 
gesprochene Wort 
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Ziel des Stabilitäts- und Wachstumspaktes ist die 

dauerhafte Einhaltung der finanzpolitischen Stabili-

tätskriterien, die für das Funktionieren der Wirt-

schafts- und Währungsunion unabdingbar ist. Um 

dieses Ziel zu erreichen, ist vorgesehen, dass Mit-

gliedstaaten in wirtschaftlich besseren Zeiten spa-

ren (ausgeglichener Haushalt), damit in konjunktu-

rell schwierigeren Phasen ausreichende finanzpoli-

tische Spielräume zum Gegensteuern bestehen.  

 

Leider hat die Bundesregierung diese „Philosophie 

des Paktes“, der damit ausreichend flexibel ist, 

nicht beachtet und es versäumt, den Bundeshaus-

halt rechtzeitig zu konsolidieren. Heute steht sie 

vor den Scherben ihrer Finanzpolitik: Die EU-

Kommission geht davon aus, dass Deutschland 

2005 zum vierten Mal die 3%–Defizitobergrenze 

verletzen wird.  

 

Die Bundesregierung beklagt nun die angeblich 

mangelnde Flexibilität des Stabilitäts- und Wachs-

tumspaktes und will ihn aufweichen („wachstums-

orientierte Interpretation des Stabilitätspaktes“), 

um ihre Schuldenpolitik ungehindert fortsetzen zu 

können. 

 

Die EU-Kommission will zwar die präventive Wir-

kung des Paktes verbessern, gleichzeitig hat sie 
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sich aber dem Druck Deutschlands, Frankreichs 

und Italiens gebeugt und Vorschläge vorgelegt, die 

zu einer Aufweichung des Sanktionsverfahrens 

führen würden (zusätzliche Ausnahmen, zeitliche 

Streckung für den Abbau übermäßiger Defizite, 

Berücksichtigung besonderer Belange einzelner 

Mitgliedstaaten). 

 

Die Bundesregierung geht noch weit über die Vor-

schläge der EU-Kommission hinaus: 

 

• Zahllose Ausnahmen sollen eine Überschrei-

tung der 3 %-Defizitobergrenze rechtfertigen 

können (nicht ausreichend gegenfinanzierte Re-

formmaßnahmen, Ausgaben für Bildung, Inno-

vation, Forschung und Entwicklung, eine wirt-

schaftliche Stagnationsphase, niedrige Inflati-

onsraten, Nettozahlungen an die EU und die 

Ausgaben für Ostdeutschland). 

 

• Ein Defizitverfahren soll bei Vorliegen dieser 

Ausnahmen erst gar nicht eingeleitet werden, 

wenn die 3%-Obergrenze mittelfristig wieder un-

terschritten werden kann.  

 

Damit würde das 3 %-Kriterium praktisch aufgege-

ben und eine solide Finanzpolitik auf den 
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„St. Nimmerleinstag“ zulasten der kommenden 

Generationen verschoben werden. Die Bundesre-

gierung versucht so für ihre verfehlte Schuldenpoli-

tik „Grünes Licht“ aus Brüssel zu bekommen, an-

statt den Bundeshaushalt durch eigene Sparan-

strengungen zu konsolidieren. 

 

Die Bundesbank hat sich als Hüterin der Wäh-

rungsstabilität am 14.1.2005 klar gegen die Vor-

schläge von EU-Kommission und Bundesregierung 

und gegen eine Aufweichung des Stabilitätspaktes 

ausgesprochen. In diesem Zusammenhang haben 

Sie, Herr Dr. Stark, sehr zurecht darauf hingewie-

sen, dass damit die „Büchse der Pandora“ geöffnet 

werden würde.  

 

Die Bayerische Staatsregierung ist gegen eine 

Aufweichung des Stabilitätspaktes und unterstützt 

die Haltung der Bundesbank nachdrücklich. Das 

bayerische Kabinett wird sich in der kommenden 

Woche mit dieser Problematik erneut befassen. 

Unsere Haltung ist:  

 

• Die dauerhafte Stabilität der gemeinsamen eu-

ropäischen Währung war Voraussetzung für 

Teilnahme Deutschlands an der WWU.  
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• Die WWU benötigt klare Grenzen für die natio-

nale Haushaltspolitik, um ein Auseinanderent-

wickeln der Inflationsraten und einen Anstieg 

des Zinsniveaus zu verhindern – nur der Stabili-

tätspakt sichert den Zusammenhalt der Wäh-

rungsunion.  

 

• Mit den Vorschlägen von EU-Kommission und 

Bundesregierung wird das Vertrauen der Bürger 

in die dauerhafte Stabilität des Euro schwer er-

schüttert. 

 

• Solide Staatsfinanzen sind das Fundament für 

nachhaltiges Wachstum. Die Wachstumsimpul-

se, die derzeit vom historisch niedrigen Zinsni-

veau für die gesamteuropäische Wirtschaft aus-

gehen, überwiegen bei weitem die durch eine 

kreditfinanzierte Ausgabenpolitik möglichen 

kurzfristigen „Strohfeuer-Effekte“. Die bei einem 

Ansteigen der Neuverschuldung drohende 

Zinserhöhung würde alle Anstrengungen im Zu-

ge des Lissabon-Prozesses die Wachstumskräf-

te zu stärken, zunichte machen. 

 

Ich darf nun Herrn Dr. Stark um seinen Vortrag bit-

ten und freue mich im Anschluss auf eine angereg-

te Diskussion. 


